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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

«Easyvote» ist ein Projekt des Dachverbandes der Schweizer Jugendparlamente (DSJ),
in dem jeweils vor Abstimmungen auf der Basis der Abstimmungserläuterungen des
Bundesrates eine leicht verständliche und informative Informationsbroschüre erstellt
wird, mit dem Ziel, die politische Partizipation Jugendlicher und junger Erwachsener zu
fördern. Schon zwei Mal waren parlamentarische Vorstösse mit dem Ziel, die
Organisation Easyvote stärker zu unterstützen, erfolglos geblieben. Dieses Schicksal
ereilte auch das Postulat Seiler Graf (sp, ZH), das den Bundesrat aufforderte zu prüfen,
wie ein Versand der Easyvote-Broschüre in alle Gemeinden unterstützt werden könnte.
Dem Bund sei die Partizipation Jugendlicher wichtig, versicherte Bundeskanzler Walter
Thurnherr, der die Haltung der Regierung vertrat. Er unterstütze den DSJ deshalb auch
mit rund CHF 1 Mio. pro Jahr, wobei rund ein Fünftel der Summe an Easyvote gehe. Der
Bundesrat sei aber gesetzlich verpflichtet, vor Abstimmungen zu informieren. Diese
Pflicht nehme er mit Hilfe der Abstimmungserläuterungen wahr, die vom Bundesgericht
gar als Materialien der Gesetzgebung betrachtet würden. Die Regierung könne aber
keine von Dritten erstellten Informationsangebote unterstützen, weil sie dann
garantieren müsste, dass die Informationen richtig, neutral und sachlich sind, und sie
im Sinne der Gleichbehandlung auch anderen Organisationen, Parteien oder Verbänden
unter die Arme greifen müsste. Mit 52 zu 137 Stimmen (bei einer Enthaltung) folgte die
Mehrheit der Volkskammer dieser Argumentation und lehnte das Postulat ab. Dabei
zeigte sich ein Graben zwischen links-grün – unterstützt von den beiden EVP-
Mitgliedern – und allen anderen Fraktionen. 1

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Der Nationalrat lehnte eine Motion Allemann (sp, BE) zur Schaffung eines virtuellen
Jugendparlaments ab. Gemäss Bundesrat würde das virtuelle Jugendparlament die
Jugendsession konkurrenzieren. 2

MOTION
DATUM: 29.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Bei einer ersten Gruppe von Vorstössen ging es gewissermassen um eine
Bestandesaufnahme. Allemann (sp, BE) wollte den Bundesrat verpflichten, die
verschiedenen Akteure, die sich mit dieser Frage beruflich auseinander setzen, zu einer
nationalen Konferenz einzuladen und damit bei der Eindämmung der Jugendgewalt eine
aktive und koordinierende Rolle zu übernehmen. Der Bundesrat verwies auf laufende
Arbeiten im BSV, welche 2008 in einen Bericht münden sollen; dieser sei bewusst breit
angelegt und beziehe alle involvierten Kreise ein, weshalb eine nationale Konferenz
keine neuen Erkenntnisse bringen würde. Auf seinen Antrag wurde die Motion mit 129
zu 51 Stimmen abgelehnt. Gegen den Willen des Bundesrates angenommen – und zwar
sehr deutlich mit 114 zu 37 Stimmen – wurde hingegen eine weitere Motion Allemann,
die verlangt, in Zusammenarbeit mit den Kantonen sei eine gesamtschweizerisch
einheitliche Meldepflicht für Vorfälle menschlicher Gewalt einzuführen. Die Regierung
vertrat die Ansicht, eine gesamtschweizerische Statistik zu Gewaltdelikten und deren
Opfer könne durchaus sinnvoll sein, eine Meldepflicht insbesondere für Ärzte und
Ärztinnen sei aber wegen des Berufsgeheimnisses problematisch und könnte sich auch
als kontraproduktiv erweisen, da viele Opfer sich scheuen würden, die Tat zu
thematisieren, wenn ihnen bewusst sei, dass die Information nicht vertraulich
behandelt werde. 3

ANDERES
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI
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Im Rahmen seiner grossen jugendpolitischen Debatte hatte der Nationalrat im Vorjahr
eine Motion Allemann (sp, BE) angenommen, welche den Bundesrat gegen seine damals
geäusserte ablehnende Haltung verpflichtet, in Zusammenarbeit mit den Kantonen eine
gesamtschweizerisch einheitliche Meldepflicht für Vorfälle menschlicher Gewalt
einzuführen. Die Regierung hatte die Ansicht vertreten, eine gesamtschweizerische
Statistik zu Gewaltdelikten und deren Opfer könne durchaus sinnvoll sein, eine
Meldepflicht insbesondere für Ärzte und Ärztinnen sei aber wegen des
Berufsgeheimnisses problematisch und könnte sich auch als kontraproduktiv erweisen,
da viele Opfer sich scheuen würden, die Tat zu thematisieren, wenn ihnen bewusst sei,
dass die Information nicht vertraulich behandelt werde. Im Ständerat beantragte die
Kommission einen leicht modifizierten Text, welcher es dem Bundesrat überlässt, mit
den Kantonen einen geeigneten Weg zu finden, um diese Gewaltvorfälle zu erfassen; auf
eine explizite Meldepflicht verzichtete der abgeänderte Text. In Ergänzung dazu
stipulierte er aber, dass die erhobenen Fälle im Hinblick auf mögliche
Präventionsmassnahmen auch statistisch ausgewertet werden. Dieser Antrag fand auch
die Unterstützung des Bundesrates. 4

MOTION
DATUM: 29.09.2008
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2019, S. 1177 f.
2) AB NR, 2005, S. 1596 f.
3) AB NR, 2007, S. 1989 ff., 2006 und 2008. 
4) AB SR, 2008, S. 744 f.
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